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dige Fachorgan des Rates des Bezirkes den Tag und den Ort, 
der als Geburtstag und als Geburtsort anzusehen ist, sowie 
den Vornamen und den Familiennamen, den die Person zu 
führen hat, und ordnet die Eintragung in das Geburtenbuch 
an.

§21

Beschlüsse über Todeserklärungen und Feststellungen der 
Todeszeit werden beim Standesamt I Berlin — Hauptstadt 
der Deutschen Demokratischen Republik — hinterlegt. Von 
den hinterlegten Beschlüssen können Auszüge in Form von 
Bescheinigungen erteilt werden. Die Bescheinigungen haben 
die gleiche Beweiskraft wie die Beschlüsse.

§22

Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks­
polizei ist zur Sicherung der Interessen der Bürger berech­
tigt, in Einzelfällen die Anzeige und Beurkundung von Per­
sonenstandsfällen zu regeln, soweit dieses Gesetz dafür keine 
Festlegungen enthält. Bei Katastrophen oder ähnlichen Ge­
fahrensituationen kann er zur Anzeige und Beurkundung von 
Sterbefällen von diesem Gesetz abweichende Regelungen tref­
fen.

N amcnsänderungcn
§23

/
Der Familienname und die Vornamen eines Bürgers der 

Deutschen Demokratischen Republik sind grundsätzlich un­
veränderlich, sofern nicht nach den familienrechtlichen Be­
stimmungen eine Namensänderung vorgeschrieben bzw. mög­
lich oder nach § 24 dieses Gesetzes zulässig ist.

§24

(1) Der Familienname und die Vornamen eines Bürgers der 
Deutschen Demokratischen Republik können in Ausnahme­
fällen bei Vorliegen eines wichtigen Grundes auf Antrag ge­
ändert werden.

(2) Ein wichtiger Grund gemäß Abs. 1 liegt insbesondere 
vor, wenn

1. nach den Grundsätzen des Zusammenlebens in der so­
zialistischen Gesellschaft der Name nicht zumutbar ist;

2. die schwierige Schreibweise oder Aussprache des Namens 
ständig zu Fehlern führt und die Namensänderung des­
halb im Interesse des Bürgers erforderlich ist;

3. in Unkenntnis des richtigen Namens bisher ein anderer 
Name geführt wurde.

(3) Der Antrag auf Änderung des Familiennamens oder der 
Vornamen ist schriftlich bei dem für den Wohnsitz des, An­
tragstellers zuständigen Standesamt oder der zuständigen 
Urkundenstelle zu stellen.

(4) Über den Antrag auf Änderung des Familiennamens 
entscheidet das für das Personenstandswesen zuständige 
Fachorgan des Rates des Bezirkes, über den Antrag auf Än­
derung von Vornamen das entsprechende Fachorgan des Rates 
des Kreises.

§25
Namensführung in besonderen Fällen

(1) Wird die Geburt eines Kindes zur Beurkundung ange­
zeigt, dessen Eltern entsprechend dem bei ihrer Eheschließung 
angewandten Recht keinen gemeinsamen Familiennamen füh­
ren, haben die Eltern schriftlich zu erklären, welchen Fami­
liennamen, den ein Elternteil führt, das Kind erhalten soll.

Die Erklärung über die Wahl der Namensführung gilt für 
alle weiteren in der Ehe geborenen Kinder, soweit sie Staats­
bürger der Deutschen Demokratischen Republik sind.

(2) Handelt es sich bei der Bestimmung der Namensführung 
um den Familiennamen des Elternteils, der entsprechend dem 
angewandten Recht sprachlichen Abwandlungen nach dem 
Geschlecht unterlag, ist die männliche Form des Namens zu 
übernehmen, sofern das Kind mit seiner Geburt die Staats­
bürgerschaft der Deutschen Demokratischen Republik erwor­
ben hat.

§26
Befreiung von der Beibringung 

von Urkunden

Die Befreiung von der Beibringung von Urkunden gemäß 
§9 Abs. 4, §10 Abs. 3 und §16 ist zulässig, wenn diese nicht 
oder nur mit erheblichen Schwierigkeiten und Kosten be­
schafft werden können und die zu beweisenden Tatsachen 
bekannt sind oder auf andere Weise darüber Gewißheit be­
steht. Das gilt auch für die Beibringung des im § 10 Abs. 4 
genannten Nachweises, soweit glaubhaft gemacht werden 
kann, daß die betreffende Person nicht verheiratet ist.

§27

Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Verpflichteter zur 
Anzeige gegen die Bestimmungen in § 9 Abs. 1, § 15 Abs. 1 und 
§ 17 Abs. 1 verstößt, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe 
von 10 M bis 500 M belegt werden.

(21 Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates des Kreises 
für Inneres.

(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 1011.

§28
Beschwerde

(11 Gegen die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes er­
gehenden Entscheidungen ist die Beschwerde zulässig. Die 
Entscheidungen haben eine entsprechende Rechtsmittelbeleh- 
rüng zu enthalten. Die Beschwerde ist schriftlich unter An­
gabe von Gründen innerhalb von 2 Wochen nach Kenntnis 
von der Entscheidung bei dem staatlichen Organ einzulegen, 
das die Entscheidung getroffen hat. Die Beschwerde hat keine 
aufschiebende Wirkung.

(21 Über die Beschwerde ist innerhalb von 4 Wochen zu 
entscheiden. Wird der Beschwerde nicht stattgegeben, ist sie 
dem übergeordneten Organ zu übergeben, das innerhalb wei­
terer 4 Wochen endgültig entscheidet. Der Einreicher der Be­
schwerde ist davon zu informieren.

(31 Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussicht­
lichen Abschlußtermins zu geben.

§29
Durchf ührungsb estimmungen

Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister des Innern 
und Chef der Deutschen Volkspolizei.


